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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Neben den persönlichen Eingaben auf parlamentarischer Ebene war am 8. April 1993
eine Standesinitiative des Kantons Genf eingereicht worden, welche die ersatzlose
Abschaffung der „Lex Friedrich“ forderte. Während sich die zuständige Kommission des
Ständerats dazu grundsätzlich positiv ausgesprochen hatte, lehnte sie der Bundesrat in
seiner Stellungnahme als zu weitgehend ab, stellte jedoch bis Ende Jahr die
Ausarbeitung einer Teilrevision des betreffenden Gesetzes in Aussicht. Darüber hinaus
solle eine Expertengruppe bis 1995 mit einer allfälligen Aufhebung der „Lex Friedrich“
verbundene legislative Massnahmen abklären.

Die von Zimmerli (svp, BE) geleitete Ständeratskommission begrüsste die Erklärung des
Bundesrats, behielt aber ihren Druck auf die Landesregierung aufrecht, indem sie der
Genfer Standesinitiative durch eine eigene Kommissionsmotion (93.3378) sowie ein
Kommissionspostulat (93.3379) teilweise Folge geben wollte. Darin wird der Bundesrat
aufgefordert, den eidgenössischen Räten bis Mai 1994 eine Vorlage zu einer raschen
Teilrevision der „Lex Friedrich“ zu unterbreiten. Die darin vorgesehene
Bewilligungspflicht solle grundsätzlich auf reine Kapitalanlagen sowie den Erwerb von
Ferien- und Zweitwohnungen bzw. diesen entsprechende Bauten beschränkt werden.
Die neue gesetzliche Regelung habe insbesondere den wirtschaftlichen Bedürfnissen
des Industrie- und Finanzsektors, der Tourismus- und Bergregionen sowie der
Verträglichkeit mit entsprechenden ausländischen Gesetzgebungen und der
Vereinbarkeit mit dem durch die Europäische Union und dem GATT gesetzten Recht zu
entsprechen. Gleichzeitig wird der Bundesrat aufgefordert, ebenfalls bis Mai 1994
aufzuzeigen, durch welche Gesetzesmassnahmen die „Lex Friedrich“ abgelöst werden
kann.

In der Herbstsession überwies das Ratsplenum sowohl die beiden auch von Bundesrat
Koller befürworteten Vorstösse seiner Kommission wie auch die vom Bundesrat aus
staatspolitischen Überlegungen, unter Bezugnahme auf das Schlagwort der
„Überfremdungsgefahr“, abgelehnte Motion Reymond (lp, VD) (93.3081) für eine
vollständige und definitive Abschaffung des Gesetzes über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland. Gegen solch ein radikales Vorgehen hatte
sich der Bundesrat bereits wenige Tage zuvor, anlässlich der Präsentation der Zahlen
der Immobilienverkäufe an im Ausland lebende Personen, ausgesprochen. Diese zeigen,
nach Jahren nicht ausgeschöpfter Höchstkontingente, seit 1992 eine Trendwende an,
nahm doch die Zahl der Gesuche in jenem Jahr um 65% gegenüber dem Vorjahr zu;
eine Tendenz, die auch im Berichtsjahr – soweit entsprechende Zahlen vorliegen –
weiter anhielt. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.09.1993
DIRK STROHMANN

Die seit dem vorjährigen Volksentscheid bestehende unsichere Rechtslage im Bereich
Zweitwohnungsbau führte auch im Berichtsjahr zur Lancierung und Beratung
zahlreicher Vorstösse. Dabei wurde insbesondere eine Standesinitiative des Kantons
Tessins äusserst kontrovers diskutiert. Diese fordert vom Bund, die
Ausführungsgesetzgebung so zu gestalten, dass für Gebirgskantone und Bergregionen
keine Nachteile erwachsen. Die erstberatende Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie des Ständerats (UREK-SR) beantragte in der Vorprüfung mit deutlichem
Mehr, der Initiative keine Folge zu geben. Sie verwies dabei auf die im Vorjahr
geschaffene Übergangsverordnung, welche bereits verschiedene Ausnahmen definiert
hatte und im Tessin positiv aufgenommen worden war. Solange die Bestrebungen zur
RPG-Revision und Aufnahme der in der Verordnung enthaltenen Bestimmungen noch
nicht abgeschlossen seien, erachte es die Mehrheit der Kommission nicht als sinnvoll,
weitere Gesetzesänderungen in die Wege zu leiten. Anders entschied die
Schwesterkommission mit einem knappen Mehr von 13 zu 11 Stimmen und äusserte
somit ihren Willen, die Bedürfnisse der Bergkantone im Ausführungsgesetz angemessen
zu berücksichtigen. Die starke links-grün dominierte Kommissionsminderheit hingegen
ortete in Einklang mit der UREK-SR zum gegebenen Zeitpunkt keinen Handlungsbedarf.
Ähnlich knappe Verhältnisse offenbarten sich anschliessend in den beiden Räten.
Während der Ständerat mit 22 zu 18 Stimmen beschloss, der Initiative keine Folge zu
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DATUM: 16.09.2013
MARLÈNE GERBER
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geben, sprachen sich 98 bürgerliche gegen 77 hauptsächlich links-grüne Nationalräte
für Folge geben aus. Unterstützung erhielt die Linke von den Nationalräten der GLP
sowie von einem Drittel der CVP/EVP-Fraktion. Das Anliegen ging somit zurück an den
Ständerat, welcher die Standesinitiative 2014 mit Festhalten an seinem Entscheid
definitiv verwerfen könnte. 2

1) AB SR, 1993, S. 708 ff.; AB SR, 1993, S. 711; Presse vom 16.9.93; BüZ, 20.9.93. Zahlen: Die Volkswirtschaft 67/1994, Nr. 2, S.
54 ff.; Presse vom 4.9. und 30.9.93.; vgl. auch Verhandl. B.vers., 1993, V, S. 23.; StR-Kommission: NZZ, 26.6.93. BR: Presse
vom 26.8.93.
2) Kt.Iv. 12.310: AB SR, 2013, S. 228 ff.; AB NR, 2013, S. 1399 ff.; vgl. auch Mo. 13.3509 und Po. 13.3435
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